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Eine Stimme der Vernunft  

Der tschechische Politiker Karel Kramar (1860-1937) erinnerte seine Landsleute im Dezember 1918 an ihre 

Pflichten:   

„Wir sind es, die verlangen, dass die Deutschen bei uns bleiben. Auf alle Ewigkeit, solange 

diese Republik besteht, sollen sie mit uns leben, und so müssen wir auch Rücksichten auf die 

Psychologie des deutschen Volkes nehmen … Vergeltung ist kein Programm … wir haben 

unseren Deutschen versprochen, dass wir sie weder national, noch kulturell oder wirtschaft-

lich unterdrücken werden, und das müssen wir auch einhalten. Ich bitte, dass es nirgends zu 

Gewalttaten kommt und schäme mich bis in die Tiefe meiner Seele, wenn man deutsche 

Aufschriften beseitigt oder verbietet, deutsch zu sprechen.“  

(zit. nach Christian Willars, Die böhmische Zitadelle, S. 237) 

 

Fundstücke 
1. Hubert Ripka lobte Wenzel Jaksch 1938 für seinen Widerstand gegen den „Anschluss“. Wenige  Jahre 

später, als Mitglied der csl. Exilregierung, bedrohte er ihn mit einem Volksgerichtsverfahren und hinderte 

ihn bis 1950 an der Rückkehr nach Deutschland. (Toni Herget, WBr. 1985,9,6).  

2. Prof. W. Meins, Uniklinik Hamburg, warnt vor Ärzten aus „strukturschwachen“ Ländern mit oft dubiosen 

Qualifikationen (PAZ, 23.2.18, S.24). Der Ärztepräsident Montgomery fordert daher, dass Ärzte aus 

„Drittländern“ das deutsche Staatsexamen nachholen (FAZ, 24.4.18, S.15). 

3. Die Parteienfinanzierung wurde im Jahre 2016 mit 169 Mio. €  gerichtlich „gedeckelt“. Ohne „Ober-

grenze“ werden aber die  parteinahen  Stiftungen bedacht. Sie erhielten jetzt 581 Mio. €, was z.B. der Konrad 

Adenauer-Stiftung  (CDU)  erlaubt, über 600 Angestellte zu beschäftigen  (PAZ, 23.2.2018, S.12). 

4. Die Sudetendeutschen wurden vertrieben, weil es den Tschechen angeblich nicht zuzumuten war,  mit 

ihnen weiter zusammenzuleben. Bei tschechischen Asylanten und Wirtschaftsflüchtlingen, die 1948, 1968, 

1989 nach Deutschland kamen, hatte sich diese Empfindlichkeit gelegt (Toni Herget). 
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Kramar († 1937) 
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Recht muss Recht bleiben 

Der 22. März 2018 hat das Zeug, in die sudetendeutschen Annalen einzugehen. An diesem Tag freute 

sich der tschechische Präsidentenberater Dr. jur. Rudolf  Jindrak in Radio Prag über  „einen der größten 

Erfolge der tschechischen Außenpolitik“. Das ließ zusammenzucken, denn Erfolge anderer gehen meist 

auf Kosten Deutschlands. Aber lesen Sie selbst:  

„… dass die Beziehungen mit Bayern normalisiert werden konnten, ist einer der 

größten Erfolge der tschechischen Außenpolitik. …. Damit das gelingen konnte, 

haben wir aber nicht viele Zugeständnisse machen müssen. Wir mussten den 

Sudetendeutschen weder ihr früheres Eigentum noch die Staatsbürgerschaft 

zurückgeben. Wir haben nichts gemacht, was der tschechischen Rechtsordnung 

widersprochen hätte. Da haben wir wirklich einen großen Fortschritt erlangt“.  
 

Diese Worte bestätigen die pessimistische Vorahnung. denn die Herren Seehofer und 

Posselt haben in Prag Zusagen zum „früheren Eigentum“ der Sudetendeutschen gemacht. Damit wäre 

der Akt der Vertreibung abgeschlossen, und das kann einen Tschechen schon mal aufmuntern. Auch 

Söder und Seehofer sparten nicht mit Superlativen. Söder pries Seehofers Tschechenpolitik als 

„historische Leistung“ und dieser selbst sah „für alle Zukunft“ eine „neue Ära“ aufsteigen. 

Dennoch bleiben Fragen.  

Die SL war als Verein für die Prager Politik lange Zeit kein adäquater Gesprächspartner. Das änderte 

sich nun aber auf wundersame Weise. Hat das etwa mit der Preisgabe ihrer Rechtsstandpunkte zu tun?  

Zweiter Punkt: Seehofers und Posselts Zusagen widersprechen der Zweckbestimmung des SL-Vereins 

(Satzung § 3). Als Herr Posselt und einige basisferne SL-Amtsträger versuchten, diese „hinzubiegen“, 

zogen kritische Landsleute vor Gericht und bekamen ausnahmslos Recht. Seehofer und Posselt stehen 

also mit leeren Händen da. Das  wird auch so bleiben, denn Posselts Schleichweg, die Zweckänderung 

als bloße „Kosmetik“ hinzustellen, um sie unter  erleichterten Bedingungen durchwinken zu lassen, 

dürfte jetzt nach Dr. Jindraks Aussage versperrt sein. Oder  glaubt jemand, „einen der größten Erfolge 

der tschechischen Außenpolitik“  oder eine „historische Leistung“ könne man mit etwas „Kosmetik“ 

auslösen? Dazu gehört vielmehr ein substantieller Eingriff in den Wesenskern des Vereins, der aber nur 

mit Zustimmung aller Mitglieder vorgenommen werden darf und daher kaum zu erreichen sein wird.  

Wird der Deal jetzt platzen?   
Eher nicht, denn die Geschichte kennt genügend Abkommen, die auf 

Täuschung beruhen und dennoch nicht aufgehoben wurden. Leider 

ist auch nicht zu erwarten, dass die Tschechen  plötzlich  ihr Gewis-

sen  entdecken und ihren Flirt mit Bayern wegen der  „Schmutze-

leien“ Seehofers an den Sudetendeutschen beenden! Bemerkenswert 

ist allerdings, dass MP Andrej Babis schon entschieden hat, 2018 keinen seiner Minister zum Sudeten-

deutschen Tag nach Augsburg zu entsenden. 

Bleibt noch das Rätsel, warum Jindrak auch von der Rückgabe der Staatsbürgerschaft sprach. War daran 

gedacht, gewissen  Kategorien von Sudetendeutschen über die Staatsbürgerschaft Zugang zum tschechi-

schen Restitutionsgesetz zu gewähren? Haben Seehofer und Posselt zu nachgiebig verhandelt? Was 

haben sie überhaupt „herausgeholt“? Hatten sie ein Win-Win-Ziel  oder kapitulierten sie einfach? 

Mangel an Aufrichtigkeit. 

Die letzten Jahre brachten bei gewissen Amtsinhabern der SL einen gravierenden Mangel an Aufrichtig-

keit ans Licht. Den Akteuren wird lebenslang anhaften, das Vertrauen unzähliger Vertriebener hinter-

gangen zu haben. Insbesondere Herr Posselt verstößt seit Jahren gegen den Vereinszweck. Satzungs-

verstöße sind aber vereinsschädigend und führen zum Verlust der Mitgliedschaft. Wenn die Bundes-

versammlung ihn nicht ausschließt, muss das Registergericht einschreiten. Es hat die Gültigkeit der 

alten Satzung mehrfach bestätigt und darf nicht dulden, dass seine Entscheidungen ignoriert werden. 

Schließlich gilt auch im Vereinsrecht:  „Recht muss Recht bleiben“!     (F.V.) 

 

 

 

 
Rudolf Jindrak 

 
Ju§titia – bedeutungslos? 
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Brosamen von der GROKO 
Am 14.März 2018 wurde der Vertrag der Großen Koalition  (GROKO) unterzeichnet. Er umfasst 

8335 Zeilen. Auf die Vertriebenen beziehen sich die Zeilen 8072 bis 8085, also 13, das sind 0,15 

Prozent  oder 1,5 Promille. Dafür, dass  sie  einst 19,1 %  der 

Bevölkerung stellten und Heimat gerade Konjunktur hat, hätte es 

eigentlich etwas mehr sein können.   

Hier sind diese 13 Zeilen: 
„Das kulturelle Erbe der Deutschen in Mittel- und Osteuropa und das 

Kulturgut der Vertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler sind wichtige 

Bestandteile der kulturellen Identität Deutschlands. Wir wollen die im Sinne des § 96 des Bundes-

vertriebenengesetzes tätigen Einrichtungen gemeinsam mit den Heimatvertriebenen, Aussiedlern und 

deutschen Minderheiten als Träger dieses Erbes sowie im Sinne der europäischen Verständigung für die 

Zukunft ertüchtigen und die Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen stärken. Wir wollen außerdem 

dafür Sorge tragen, dass die Konzeption der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung in der aktuellen 

Legislaturperiode erfolgreich umgesetzt und weiterhin europäisch ausgerichtet wird. Die Koalitions-

parteien sehen die historische Aufarbeitung von Zwangsmigration, Flucht und Vertreibung als gesamt-

gesellschaftliches Anliegen. Um dem Anspruch einer gemeinsamen europäischen Aufarbeitung des von 

Diktaturen und Gewalterfahrungen geprägten 20. Jahrhunderts gerecht zu werden, will die Koalition das 

Europäische Netzwerk Erinnerung und Solidarität stärker unterstützen“. 

„Polit-Sprech“  
Annähernd im Promille-Bereich bewegt sich auch der Inhalt der 13 Zeilen, zumal sich deren Bedeutung 

nicht gleich erschließt:  Im Klartext bedeutet „kulturelles Erbe“ die Musealisierung, vor der so oft gewarnt 

wurde. „Europäische Verständigung“ bedeutet in der Diplomatensprache  Anerkennung und klaglose 

Hinnahme des Vertreibungsunrechts.  „Historische Aufarbeitung“ klingt bedeutend, ist aber nur  eine 

Verlegenheitsfloskel von Politikern, die unangenehme Fragen bei den Historikern entsorgen wollen. 

„Null-Sprech“  
Der BdV hat im Koalitionsvertrag „positive Signale“ erkannt. Das ist aber ein Fehlurteil, denn der Vertrag 

genügt noch nicht einmal Mindestansprüchen. So vermeidet er jeden Hinweis auf den Rechtsstandpunkt 

der Vertriebenen und übergeht die auch für Deutsche geltenden Restitutionsgesetze  mehrerer osteuropä-

ischer Vertreiberstaaten! Diese Staaten üben wahre europäische Verständigung und sollten angemessen 

gewürdigt werden!  Oder möchte man die säumigen  Enteigner, Polen und Tschechien, nicht unter Zugzwang 

setzen? Die GROKO durfte so ignorant sein, weil die AfD dieses Feld noch nicht für sich entdeckt hatte. 

Die Personallage  
Zur traurigen Bilanz gehört, dass Klaus Brähmig (Vertriebenensprecher der CDU/CSU-Fraktion) und Dr. 

Bernd Fabritius (BdV-Präsident) ihre Bundestagsmandate (trotz Aufblähung des Bundestages auf 709 Abge-

ordnete!) nicht  verteidigen konnten. Sie waren auf den Landeslisten nicht abgesichert und wurden so Opfer 

der Profillosigkeit ihrer Parteien. Für Dr. Fabritius schuf man die Stelle eines „Beauftragten für Aussiedler 

und nationale Minderheiten“, so dass er ein Standbein am Regierungssitz behält, Klaus Brähmig aber fehlt 

jetzt in der Berliner Szene. Gut verankert ist nur Stefan Mayer (CSU), der BdV-Vizepräsident, der als 

parlamentari-scher Staatssekretär dem Innenministerium angehört. Da sein Schwerpunkt aber bei der 

Förderung des Spitzensports liegt, wird man von ihm auch keine Wunder erwarten dürfen (F.V.) 

 
Sentenzen zum Rechtsstaat: 
•„Niemand schafft größeres Unrecht als der, der es in der Form des Rechts begeht.“  
(Platon, 427-347 v. Chr.) 

•„Nimm das Recht weg, was ist dann ein Staat noch anderes als eine Räuberbande?“  
(Kirchenvater Augustinus, 354-430). 

•Es ist gefährlich, Recht zu haben, wenn der Staat Unrecht hat. (Voltaire, 1694-1778). 

•Wir treten geschlossen dem Unrecht entgegen. Der Kampf um das Recht ist heilige Pflicht. 
Wir brauchen kein Schwert oder Degen, nur die Wahrheit zählt und führet zum Licht!“ 
(Königin Luise von Preußen, 1807).    (Zitate übernommen von K.Z.) 
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Seehofers Heimatministerium 
Die AfD (Alternative für Deutschland) zeigt Wirkung. Mit einer eher patriotischen Programmatik machte sie 
den Altparteien eine erhebliche Zahl von Wählern abspenstig. CDU/CSU passten sich der „Konjunktur“ an 
und richteten Horst Seehofer ein Heimatministerium ein, 
was freilich etwas nach altvertrautem Themen-Klau 
schmeckt. Wähler mit gutem Gedächtnis  erinnern sich auch 
noch an den Wahlabend 2013, als Angela Merkel ihrem 
künftigen Gesundheitsminister Hermann Gröhe auf offener 
Bühne das Deutschlandfähnchen entriss und in den Kulissen 
verschwinden ließ.  

Kopflos in das Tagesgeschäft 
Das  Motiv für die Gründung des Heimatministeriums war 
also nur ein sekundäres. Es geht nicht um Heimat, sondern 
um Wählerstimmen. Wie sehr eine geistige Durchdringung 
der Materie noch fehlt, konnte man am 2. März 2018 im Bundestag betrachten. Die AfD hatte beantragt, 
Deutsch als Amtssprache im Grundgesetz zu verankern. Die Altparteien wussten aber nichts Besseres, als 
mit Häme über die AfD herzufallen, so als  gehörte die deutsche Sprache nicht zu unserer Heimat! 
Inzwischen hat sich Seehofer in einem langen Artikel in der FAZ (30.4.18) zum theoretischen Fundament 
seiner Arbeit geäußert. Von Sprache ist aber auch dort nur beiläufig die Rede. Wahrscheinlich wird er mit 
dem Heimatministerium vorerst nur naive Wähler beeindrucken können. 
Erstaunlich sind auch andere Aufmerksamkeitsdefizite! Haben die Altparteien nicht bemerkt, wie beliebt 
bei den Bürgern städtebauliche Maßnahmen sind, wenn dabei alte Stadtkerne wiedererstehen? Oder war 
man taub, als selbst in der modernistischen Musikszene Lieder erklangen, die den Wunsch nach 
Geborgenheit und Vertrautheit, eben nach Heimat, ausdrückten? Wir sprechen hier nicht von „Heino“ oder 
von Peter Alexanders kleiner „Kneipe in unserer Straße, da wo das Leben noch lebenswert ist“. Wir denken 
an Marius Müller Westernhagen mit „Ich bin wieder hier in meinem Revier“ oder Herbert Grönemeyer 
(„Bochum,  ich komme aus Dir“) oder selbst Campino („Das ist meine Stadt, und ich gehör zu ihr“). Diese 
Lieder sind Hilferufe, leider ungehört von den Altparteien. Wer aber nicht hören will, muss fühlen. 
Schizophrene Heimatphobie  
Dieses auffällige Versagen könnte etwas mit den Vertriebenen zu tun haben. Jahrzehntelang wurde deren 
Arbeit als „Heimattümelei“ verspottet oder gar als unmoralisch stigmatisiert! Keiner der großen 
Wortführer mit Zugang zu den Mikrofonen wagte es, das Wort Heimat überhaupt in den Mund zu nehmen. 
Sie waren Gefangene ihrer eigenen Ideologie.  
Das soll sich jetzt angeblich ändern. Zweifel kommen aber auf, wenn man nach München blickt. Dort 
meinen einige Parteifreunde Seehofers,  sie könnten in Berlin ein Heimatministerium einrichten und 
gleichzeitig in München vom Rechtsanspruch der Sudetendeutschen auf ihre Heimat abrücken! Sollte hier 
eine neue Form der Schizophrenie vorliegen, könnte man sie mit einem „Stopp der Angriffe auf den § 3 der 
SL-Satzung“ therapieren!  
An Bewusstseinsspaltung muss man leider auch denken, wenn man den Haushaltsplan der GROKO liest. Sie 
hat darin die Gelder für das Programm „Demokratie lebt“ von bisher 48 auf jetzt 96 Millionen Euro 
verdoppelt.  Sie fließen an „Initiativen, Vereine sowie engagierte Bürgerinnen und Bürger, die sich für ein 
vielfältiges, gewaltfreies und demokratisches Miteinander einsetzen“. Sie stehen Gruppen zu  Verfügung, 
die Modelle gegen  „Rassismus, Antisemitismus, Muslim- und Homsexuellenfeindlichkeit“ erproben sollen. 
Aus diesen Kreisen vernehmen wir aber auch die schlimmsten Schmähungen gegen Deutschland. Der 
Bürger fragt sich daher ratlos, was die GROKO nun eigentlich will?   

Sicherung des Siedlungsraumes  
Die Vertriebenen haben ab 1918 erfahren, wie schnell man in der eigenen Heimat an den Rand gedrängt 
werden kann. Sie empfanden es als Wohltat, ab 1945 (trotz aller vorherigen Schrecknisse) in einem national 
und kulturell homogenen Staat leben zu dürfen. Das alles steht nun auf der Kippe. Die Vertriebenen raten  
 

Erklärung des Witikobundes: 
Der Witikobund begrüßt die Einrichtung eines 
Heimatministeriums unter Bundesinnenminister 
Horst Seehofer (CSU). Er bedauert allerdings die 
schlechte innerparteiliche Abstimmung, denn zur 
gleichen Zeit  versuchen einige seiner Partei-
freunde in München, vom „Rechtsanspruch der 
Sudetendeutschen auf ihre Heimat“ (§ 3 der SL-

Satzung) abzurücken. Wir fordern die CSU auf, 
diesen Widerspruch zu beheben.  Der Vorstand           

(Versand per e-Post am 19.3.18) 
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dem neuen Heimatminister daher, vor allem unseren Siedlungsraum zu sichern, denn die schönste Folklore 
nützt nichts, wenn man im Land nichts mehr zu sagen hat. Die Gesetze dafür sind vorhanden.  
Heimat kann  aber auch durch eine Änderung der Spielregeln verloren gehen. Bei uns herrscht Religions-
freiheit, und zwar in der Form der Unauffälligkeit. Verschleierte Frauen oder religiös bedingte Diätvor-

schriften werden da als unpassend empfunden.  
Heimat kann auch gefährdet sein durch entfremden-
de Geschichtsbilder. Daher muss der Heimatminister 
auch für eine wirklich unabhängige Geschichts-
schreibung sorgen. Dann werden Spruchbänder mit 
Schmähungen auf Deutschland bald verschwinden 
(sh. Foto anbei!).   
Das sind die großen Aufgaben für Horst Seehofer. 
Wahrscheinlich ist es aber wie beim Artensterben. 
Um die bedrohten Gattungen kümmert man sich auch 
erst, wenn sie schon auf der roten Liste stehen.  
Warnende Stimmen hat es seit langem gegeben. Im 

Witikobrief finden sich solche seit fünfzig (!) Jahren, doch sie verhallten ungehört. Jetzt kehrt sogar das 
Nachrichtenmagazin „Spiegel“ zum gesunden Menschenverstand zurück und widmet viele Seiten der 
Einwanderungsfrage. Wäre es nicht Zeit, sich bei Thilo Sarrazin oder den Witikonen zu entschuldigen? 
Leider Fehlanzeige!  
Ganz schlimm steht es aber um die Sudetendeutschen. Seehofer könnte fest mit ihnen rechnen. Aber 
Worte und Taten klaffen bei ihm weit auseinander! Er schwärmt von der Versöhnung mit den Tschechen, 
die aber den Totalverzicht der Sudetendeutschen auf ihre Heimat voraussetzt. Irgendwie passt das nicht 
mehr in die politische Landschaft.         (F.V.) 
 

Jahresempfang des BdV in Berlin 
Am 17. April 2018 fand in Berlin der Jahresempfang des BdV statt. Anwesend war auch die Bundes-

kanzlerin. Ihrer Ansprache konnte man entnehmen, dass 46.000 ehemalige deutsche Zwangsarbeiter das 

Anerkennungsgeld von 2.500 Euro „beantragt“ haben. Bei der Frage der Alterssicherung für Spätaussiedler 

zitierte Frau Merkel aus dem Koalitionsvertag und signalisierte damit, dass das Problem erkannt wurde.  

Dann zitierte sie Papst Franziskus: Es sei Grundaufgabe der Politik, der Sehnsucht der Menschen nach 

Heimat, nach Geborgenheit und Überschaubarkeit Raum zu geben. Nach dieser Streicheleinheit für die 

geschundenen Vertriebenenseelen ernannte sie die Ostvertriebenen zu Experten für Heimatlosigkeit, die 

„Partnern einer Politik“ werden sollten, „die nicht abgrenzt, die nicht ausgrenzt, sondern auf 

gesellschaftlichen Zusammenhalt und ein gutes Zusammenleben in Europa abzielt“. Mit anderen Worten, der 

BdV soll helfen, die verfehlte Einwanderungspolitik der Regierung abzufedern.   

Der Vorsitzende des  BdV,  Dr. Fabritius, konnte eine große Zahl prominenter Besucher begrüßen. Er 

ignorierte aber die AfD-Politiker, an ihrer Spitze die Fraktionsvorsitzende Alice Weidel, obwohl sie in aller 

Form eingeladen und zahlreich erschienen waren.  AfD-Mitglieder argwöhnten, dass hier Parteipolitik auf 

Kosten der Vertriebenen gemacht werde. Klartext  sprach der AfD-Außenpolitiker Bystron: „Die 

Gleichsetzung der vertriebenen Deutschen nach 1945 mit den heutigen Wirtschaftsmigranten aus Afrika ist 

eine Ohrfeige ins Gesicht aller Vertriebenen.“  

Dr. Fabritius leitete im Anschluss an den Empfang eine Klausurtagung des BdV-Bundesausschusses. Dort 

wurde auch über eine Umbenennung des BdV nachgedacht.  Bedeutet das, dass der BdV die Vertretung der 

Vertriebenen aufgegeben hat und sich jetzt neue Aufgaben suchen will?  Für das Gegenteil spricht jedoch 

das Motto für den „Tag der Heimat 2018“ in Berlin  am 25.August d.J. Es lautet: „Unrechtsdekrete 

beseitigen – Europa zusammenführen“. Ist das Blendwerk und was gilt wirklich?  

 

Wer die Wahrheit sagt, benötigt ein schnelles Pferd! (Indianische Lebensweisheit) 

 
So sieht staatlich geförderte „Heimatverbundenheit“ aus! 

Hinter dem Spruchband schritt die Grüne Claudia Roth! 
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Das Wort des Vorsitzenden: 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Auch in diesem Jahr wurde unser Antrag auf  Zuteilung eines Standes beim 

Sudetendeutschen Tag (ST) abgelehnt. Leichtsinnigerweise  brachte der ablehnende 

Absender auch einige Sachargumente vor, auf die ich mit Vergnügen einging. So 

gab ich zu bedenken, dass die Ausgrenzung des Witikobundes unglaubwürdig sei, 

solange die SL engen Schulterschluss sogar mit den tschechischen Verteidigern 

eines Völkermordes suche. 

Dazu sei noch ergänzt, dass solche Widersprüche vielleicht in die Welt der 

Kybernetik passen, wo man Menschen auf Reflexe dressiert wie Ratten im Labor. 

Aber zu unserer Vorprägung gehört gottlob auch die Aufklärung, die den Gebrauch des eigenen 

Verstandes vorsieht! Darauf und nicht auf Silicon Valley gründet unsere Demokratie! Mit Kybernetik 

endet man meist im stalinistischen Terror!  

Die Position des Witikobundes haben wir auch dem neuen bayerischen Ministerpräsidenten 

vorgetragen. Das entsprechende Schreiben ist unten zu lesen.  

Liebe Kameradinnen und Kameraden, wir werden versuchen, beim ST trotz des Standverbotes Präsenz 

zu zeigen. Treffpunkt ist wieder der von  unserem 2. Vorsitzenden eingerichtete Stand des Bezirkes 

Oberbayern in Halle 5, Stand B 222.  Wir benötigen jede helfende Hand und bitten daher um regen 

Besuch! 

Euer Felix Vogt Gruber  
 

 

Am ST 2018 hat der Stand der SL Oberbayern die Nummer B 222 und befindet sich in 
der Halle 5. Dort Treffpunkt des WB. 
 

Termin und Ort der Jahrestagung 2018 liegen fest:  

Wir treffen uns am 20./21.Okt.2018 in Echenbrunn bei Gundelfingen, Hotel Sonne, Lauinger 

Str. 52, Tel. 09073-95864-0 (sh. auch in W-Intern!) 

 

Bitte um Beachtung:  Sofern noch Beiträge oder Bezugsgebühren ausstehen, liegt diesem 

Witikobrief eine Zahlkarte zur Erinnerung bei. Die Buchhaltung bittet um Begleichung. Danke!  

 

 

Mitgliederwerbung 
Liebe Mitglieder, liebe Leser! 
Anlass für diese Zeilen ist ein Leserbrief in der  „Egerer Zeitung“ vom April 2018. Sein Verfasser ist 
der Geschäftsführer der SL. Er wirft unseren Vätern vor, sich zu sehr auf die 14 Punkte  Wilsons 
versteift zu haben. Es wäre besser gewesen, sich den Tschechen unterzuordnen. Solches 
Gedankengut prägt offenbar auch den gegenwärtigen Kurs der SL und führt direkt zur Preisgabe 
unserer Rechtsstandpunkte. Der Witikobund scheut sich nicht dagegenzuhalten. Das fällt ihm aber 
umso leichter, je stärker seine Mitgliederbasis ist! Also bitte, aktiv werden in der Mitgliederwer-
bung oder, falls nur Leser, selbst dem Witikobund beitreten! Der Witikobund hält stand gegen 
Geschichtsklitterung und den Ausverkauf unserer Rechte!                      Der Vorstand 

 
Felix Vogt Gruber 
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Hier unser Schreiben an Dr. Markus Söder: 

An den Herrn Bayerischen Ministerpräsidenten, 

Dr. Markus Söder, Jacobstr. 46 (CSU-Geschäftsstelle) 

90402 Nürnberg 

 

Betr.: Vertriebene in Bayern                                                                               28.04.2018 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 

Der Witikobund e.V. gratuliert Ihnen herzlich zur Wahl zum Ministerpräsidenten Bayerns. 

Er begrüßt es, dass Sie unter Ihren künftigen Arbeitsschwerpunkten auch die Anliegen der 

Vertriebenen genannt haben. Leider mussten wir aber auch feststellen, dass Sie zu dieser Thematik 

vermutlich nicht immer über die richtigen Informationen verfügen. 
 

1. Uns erscheint es unsensibel, dass Sie Herrn Dr. Florian Herrmann zum Leiter der Staatskanzlei 

beriefen, denn Herr Dr. H. betätigte sich bisher als Anwalt der Sudetendeutschen Landsmann-

schaft (SL) im Streit um die Satzungsänderung. Diese wird aber von der Basis der Landsmann-

schaft vehement abgelehnt, so dass auch Herr Dr. H. mit einem gewissen odium behaftet ist. 

2. Laut Sudetendeutscher Zeitung (23.3.2018, S. 1) haben Sie die „Aussöhnung mit den 

tschechischen Nachbarn“ als „historische Leistung“ Seehofers bezeichnet. Diese angebliche 

Aussöhnung beruht aber auf der Fiktion einer Zweckänderung des SL-Vereins. Eine solche kann 
aber nur mit der Zustimmung aller Mitglieder zustande kommen (§ 33 BGB). Da  ihr bisher nur eine Schar 

basisferner oder gar basisloser Funktionäre zugestimmt hat, wurde sie vom Registergericht nicht anerkannt.  
3. Wir regen in Sachen „Heimat“ eine bessere parteiinterne Abstimmung an. Die  CSU macht sich 

unglaubwürdig, wenn sie in Berlin ein Heimatministerium einrichtet, in München aber duldet, dass 

gewisse CSU-Mitglieder versuchen, vom Rechtsanspruch der Sudetendeutschen auf ihre Heimat    

(§ 3 der SL-Satzung) abzurücken.  
 

Mit der Hoffnung, Ihnen hilfreiche Informationen übermittelt zu haben,  

verbleibe ich als Ihr sehr ergebener   

Felix Vogt Gruber  (Bundesvorsitzender des Witikobundes e.V.) 
 

 

 

Das  ZENTRUM  GEGEN  VERTREIBUNGEN  hat einen neuen Vorsitzenden 

Die langjährige Vorsitzende der Stiftung ZENTRUM GEGEN VERTREIBUNGEN, Erika Steinbach, gab 

auf eigenen Wunsch den Vorsitz der von ihr gegründeten Stiftung ab. Der frühere hessische Kultus- und 

Justizminister Dr. Christean Wagner löst sie ab. Der CDU-Politiker, der im 

ostpreußischen Königsberg geboren ist, war und ist den Anliegen der 

Heimatvertriebenen stets verbunden.  

Wagner dankte Erika Steinbach für ihren nunmehr seit 18 Jahren unermüdlichen 

Einsatz. Er betonte, die Stiftung in dieser Kontinuität, im Geiste der Versöhnung und 

der Bewusstseinsschärfung gegen Menschenrechtsverletzungen durch Vertreibung und 

Deportation fortführen zu wollen.  

Zu den Stiftungsaufgaben gehört auch die Verleihung des Franz-Werfel-

Menschenrechtspreises, mit dem Persönlichkeiten oder Organisationen ausgezeichnet 

werden, die sich gegen die Verletzung von Menschenrechten, gegen Völkermord, 

Vertreibung und die bewusste Zerstörung nationaler, ethnischer oder religiöser Gruppen 

gewandt haben. Der Preis wird alle zwei Jahre, so auch 2018 wieder, verliehen. 

 

 
Christean Wagner 
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Regionen Karlsbad und Aussig als Sorgenkinder 
Das Weltbad Karlsbad und die Industrieregion Aussig gehörten zu den Vorzeigelandschaften des 

Sudetenlandes. Heute hinken sie deutlich den anderen Bezirken Böhmens hinterher. Das betrifft 

nicht nur die wirtschaftliche Lage, sondern auch die Leistungsfähigkeit der nachwachsenden 

Generation bei vergleichenden Schultests. Tschechische Wissenschaftler führen das auf die 

Änderung beim vererbbaren  „soziokulturellen Kapital“  zurück. Dieses habe durch die 

Vertreibung der Sudetendeutschen gelitten. Es sei auch schwierig, motivierte Lehrkräfte in diese 

Regionen zu lotsen und dort zu halten. Ein wachsendes Problem sind  die „sozial abgeschiedenen 

Kommunen“. Ihre Zahl habe sich in den beiden Problemzonen deutlicher vermehrt als im Rest der 

Republik. Die Schule alleine könne keine Abhilfe schaffen.  

Ganz richtig hat schon die einstige Leiterin des Museums in Aussig, Dr. Blanka Mouralova, gesagt: 

Wenn  man ein Land nicht besiedeln kann, darf man  keine Vertreibung anzetteln. Das war 

vermutlich einer der Sätze, die ihre vorzeige Abberufung herbeiführten. Den ganzen Bericht findet 

man unter: https://www.novinky.cz/domaci/462384-v-chudych-krajich-kulha-i-vzdelavani.html 

Doppelte Staatsbürgerschaft für Südtiroler? 
Schon am 9.3.2012 hat der Südtiroler Landtag den Wunsch nach der doppelten Staatsbürgerschaft 

mit Österreich geäußert. Die Südtiroler Volkspartei fasste einen gleichen Beschluss auf dem 

Landesparteitag des gleichen Jahres und trug ihn an Österreich heran. Italien selbst hat  schon 1992 

und 2006 allen Italienischstämmigen – auch den italienischen Altösterreichern im Trentino, Istrien 

und Dalmatien (heute Slowenien und Kroatien) - die italienische Staatsbürgerschaft verliehen, ohne 

jemanden zu fragen.  

Am 24 .11. 2017 haben nun fast alle ehemaligen Abgeordneten der SVP (mit dem früheren 

Landeshauptmann und zwei früheren Parteivorsitzenden) eine Petition im gleichen Sinne an Österreich 

gerichtet, und die Tiroler Landesregierung hat sich ebenfalls dafür ausgesprochen.   

Wäre das auch ein Modell für die Sudetendeutschen? 

Erneut Verdacht auf Wahlfälschung! 
Bereits nach der Landtagswahl in NRW vom 14. Mai 2017 gab es Anzeichen für Wahlfälschungen zu Lasten 

der AfD (Witikobrief 17,3, S. 16). Jetzt wird der gleiche Verdacht nach der Bundestagswahl vom 

24.September 2017  geäußert (FAZ, 26.4.18, S. 6). Wie vorher bei der NRW-Wahl korreliert die Zahl der 

ungültigen Stimmen deutlich mit dem AfD-Ergebnis. Mit anderen Worten: Je  stärker die AfD war, desto 

mehr ungültige Stimmen fielen an, desto größer war offenbar der Anreiz, der AfD etwas die Flügel zu 

stutzen. Nachzählungen wurden leider nicht vorgenommen, doch die Größenverhältnisse lassen sich am 

Vorjahresbeispiel NRW verdeutlichen: Dort wurde in 77 (von 15.500) Wahlbezirken nachgezählt, was zu 

einer Verbesserung des AfD-Ergebnisses um 2.208 Stimmen führte.  

Hinweise auf Unregelmäßigkeiten kann man auch dem Verhältnis von Erst- zu Zweitstimmen entnehmen. 

Gibt es in einem Wahlbezirk mehr Erststimmen als Zweitstimmen für die AfD, zählte man auch 

überdurchschnittlich viele ungültige Stimmen. Dazu kommt es wahrscheinlich, weil man nur die 

(entscheidenden) Zweitstimmen  manipuliert hat.  

Die zwölf besonders auffälligen Wahlkreise bei der Bundestagswahl liegen alle in Westdeutschland, sind 

Hochschulstandorte, haben eine junge akademisch geprägte Wählerschaft, verfügen über höhere Einkommen 

und wählen überdurchschnittlich oft “grün“.    

Fachleute raten  für die Zukunft zu längeren Aufbewahrungsfristen für die Wahlzettel, zu längeren 

Einspruchsfristen und zur Auswechslung der Wahlhelfer in auffällig gewordenen Wahlbezirken.  Ob uns 

dabei Abgeordnete wie Hartmut Honka (CDU) hilfreich sind, ist zu bezweifeln. Er sagte ungestraft: „Lieber 

einige wahlfälschende Gymnasiasten im Wahllokal als die AfD im Parlament“. 

 

 

https://www.novinky.cz/domaci/462384-v-chudych-krajich-kulha-i-vzdelavani.html
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Ein Verein als Muntermacher für die AfD 
In der Öffentlichkeit tauchte jetzt ein neues Kürzel auf: VAdM.  Es steht für einen Verein mit dem Namen 

„Vertriebene, Aussiedler, deutsche Minderheiten in der AfD  e.V.“  

Dieser Verein wurde am 15.7.2017 in Mannheim gegründet, um in der AfD den Stimmen der Vertriebenen 

mehr Nachdruck zu verleihen. 

Zum besseren Verständnis dafür zunächst ein Rückblick: 

Die AfD wurde als wirtschaftskritische Partei gegründet. Deshalb kommen die Vertriebenen in ihrem 

Parteiprogramm bis heute auch nicht ausdrücklich vor. Lediglich das Bekenntnis zur Charta der Vereinten 

Nationen lässt sich auf  ihre Thematik beziehen. An der Affinität der AfD zu den Vertriebenen konnte man 

auch zweifeln, weil sie den Tschechen Vaclav Klaus, einen entschiedenen Verfechter der Vertreibung,  

mehrmals als Wahlkampfredner  aufbot. Nicht zu vergessen ist auch  Petr Bystron, der als Tscheche 

Landesvorsitzender der bayrischen AfD war  und wenig Verständnis für die Sudetendeutschen erkennen ließ. 

Jetzt ist er Bundestagsabgeordneter und hat den Landesvorsitz niedergelegt.   

In dieser Lage gründete sich der erwähnte Verein. Zu einer seiner ersten Taten gehörte am 6.9.2017 die 

Unterstützung des Wahlkampfauftritts von Erika Steinbach für die AfD in Pforzheim. Die Bundestagswahl 

ließ erkennen, dass die AfD in Vertriebenenkreisen gut ankommt. Das sprach sich auch in der AfD-

Bundestagsfraktion herum und  veranlasste rund ein Dutzend Abgeordnete zur Gründung eines 

vertriebenenpolitischen Arbeitskreises. Ihre vertriebenenpolitischen Positionen wollten sie am 

Sudetendeutschen Tag (ST) 2018 in Augsburg vorstellen. Doch der Initiator, Stephan Protschka, MdB aus 

Ingolstadt, erhielt von der Veranstaltungsleitung eine Absage.  Ohne Zweifel soll die CSU vor der 

Landtagswahl im Oktober 2018 vor lästiger Konkurrenz geschützt werden. Die Antwort der VAdM wird 

sein, noch vor Pfingsten und damit noch vor dem Sudetendeutschen Tag  2018 eine Mitgliederversammlung 

in Bayern abzuhalten und auf ihr das Thema „Rücknahme der Benesch-Dekrete“ zu diskutieren. Hierzu 

wurde auch ein für Nichtmitglieder offener Arbeitskreis „Sudetendeutsche“ gegründet: Alle Betroffenen und 

Interessierten sind eingeladen, sich bei den Sprechern zur aktiven Mitarbeit anzumelden. 

Damit besteht Hoffnung, dass dem politischen Eintopf am ST ein Ende bereitet wird. Die Folgen der 

Nachkriegszeit sind noch längst nicht aufgearbeitet. Die AfD könnte mit ihrem Hilfsverein in das Vakuum 

stoßen, das durch den Ausschluss des Witikobundes vom ST entstanden ist. Der Witikobund wird die Szene 

aufmerksam verfolgen.   

Umerziehung vor 2000 Jahren 

Zu den „Kleinen Schriften“ des römischen Geschichtsschreibers Tacitus, gehört neben der 

„Germania“ auch der Nachruf auf seinen Schwiegervater Agricola, den Statthalter Britanniens. 

Darin beschreibt  er  dessen sehr modern anmutende Methoden für die finale Unterwerfung  

der Briten. Die Stelle steht im 21. Kapitel: 

„Der darauffolgende Winter wurde mit heilsamsten Planungen verbracht. Denn als 

sich die ungebildeten, verstreut lebenden und daher leicht für den Krieg zu 

begeisternden Menschen durch Lustbarkeiten an Ruhe und Muße gewöhnt hatten, 

ermahnte er sie privat und förderte sie von Amts wegen, Tempel, Foren und Häuser 

zu bauen, indem er die Eifrigen lobte und die Zögerlichen zurechtwies. So wurde 

die Rivalität um Ansehen  zum Zwang. Schon wurden die Söhne der Vornehmen  in 

den freien Künsten erzogen, und die führenden Köpfe der Briten zogen diese der 

Beschäftigung mit den Galliern in einem Maße vor, dass die,  die eben noch die 

Sprache der Römer abgelehnt hatten, begierig waren, deren Beredsamkeit zu erlernen. Daher kam 

auch die Vorliebe für unsere Kleidung und die häufige Benutzung der Toga. Allmählich ging man 

über zu den Reizmitteln des Lasters, zu Säulengängen, Bädern und dem Raffinement der  

Gastmahle. Das alles wurde bei Unkundigen feine Lebensart genannt,  während  es ein Teil der 

Knechtschaft war“ . *) 

*) Idque apud imperitos humanitas vocabatur, cum pars servitutis esset. 
 

 
Agricola 
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Die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) wurde zurückgepfiffen! 
Die neue Heimatwelle hat auch die FAZ ergriffen. So brachte sie am 3. April 2018, S.3,  einen Bericht 
von einer Singwoche am Heiligenhof (Sudetendeutsches Sozialwerk in Bad Kissingen). Die Teilnehmer 
hätten überwiegend keine eigene Vertriebenenerfahrung mehr und dächten nicht daran, den “alten 
Bauernhof der Großeltern“ zurückzufordern. Das sei spätestens seit der Satzungsänderung der 
Sudetendeutschen überholt.  

Richtigstellung: 
Schon vier Tage später hat sich die FAZ bezüglich der Satzungs-
änderung berichtigt. In der Ausgabe  vom 7.April 2018, S. 4,  
war zu lesen (Faksimile im  Kasten!):  
„Anders als in der Ausgabe vom 3. April berichtet, ist die 
„Wiedergewinnung der Heimat“ nicht aus der Satzung der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft gestrichen worden. Der 
entsprechende Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem 
Jahr 2016 ist vom Landgericht München für nichtig erklärt 
worden (F.A.Z.) 
 

Obwohl diese „Richtigstellung“ nur im Kern richtig ist, ist sie für 
die Vertriebenen wertvoll, weil sie in einer der bedeutendsten Zeitungen Deutschlands erschien.  
Das fiel auch Christoph Lippert, dem Geschäftsführer der Sudetendeutschen Landsmannschaft (SL), auf 
und veranlasste ihn, der FAZ einen Leserbrief zu schreiben (sh. Faksimile unten!). Darin zeigt er sich 
besorgt, dass die Richtigstellung Verwirrung stiften könnte, denn in Wirklichkeit sei alles in Ordnung. 
Den Reformwillen der SL könne man deren Grundsatzprogramm entnehmen, und die Satzungsände-
rung sei mit großer Mehrheit von der Bundesversammlung und vom Bundesvorstand verabschiedet 
worden.  
Verwirrspiel 
Hier beginnt Herr Lippert selbst ein 
Verwirrspiel, denn insgeheim rechnet 
er damit, dass nur wenige wissen, dass 
eine Zweckänderung von „allen Mit-
gliedern“ gebilligt werden muss (§ 33 
BGB). Die von Lippert genannten 
Gremien wären nur zuständig, wenn es 
sich um eine „redaktionelle Änderung“ 
handelte. Das ist aber nicht der Fall 
und geht alleine schon aus dem Ver-
halten der SL hervor, die seit Jahren  
unwidersprochen hinnimmt, dass alle 
Welt von einem Totalverzicht auf die 
Heimat spricht. So zuerst Herr Seeho-
fer 2015 in Prag und erst kürzlich 
wieder Seehofers Parteifreund, Dr. Gerhard Hopp, MdL, der in Cham bei einer Ausstellungseröffnung 
sogar von einem „ausdrücklichen“ Verzicht der SL sprach. Dieses Schweigen kann nur bedeuten, dass 
die SL tatsächlich einen Totalverzicht im Sinne hat. Den Umweg über eine „redaktionelle“ Änderung 
erschwert außerdem ein Urteil des Obersten Bayerischen Landesgerichts vom 25.1.2001, denn es lehnt 
die dabei oft nötigen „Begriffsdehnungen“ im Grundsatz ab.  
Was schließlich die Grundsatzerklärung betrifft, muss sie als satzungswidrig entsorgt werden. 
Kein Dementi  
Die Mär von der Zweckänderung gelangte 2015 an die Öffentlichkeit, weil die SL die Satzungsänderung   

 

 
Faksimile aus FAZ, 07.April 2018, S. 4. 

 
Leserbrief Lippert, Faksimile, FAZ, 11.4.2018. 
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schon verkündete, ehe sie vom Registergericht anerkannt worden war. Als die Anerkennung dann 
verweigert wurde, blieb ein Dementi aus. So kam es, dass die meisten SL-Mitglieder und weite Teile 
der Öffentlichkeit im Unklaren gehalten, ja getäuscht wurden. Das geht erstaunlicherweise so weit, 
dass sogar die Tschechei-Politik Seehofers mit dieser Fiktion arbeitet. Traurig wäre aber, wenn das der 
Grund wäre, weshalb die Zweckänderung jetzt so hartnäckig behauptet wird. Von dieser Fiktion sollte 
man auch aus einem anderen Grund Abstand nehmen. Sie passt nicht mehr in die politische Land-
schaft, seit die Restitutionsgesetze vieler osteuropäischer Staaten auch für Deutsche gelten. Seehofer 
sollte nicht dazu beitragen, die noch zögernde CR von ihren Pflichten zu befreien.   (F.V.) 
 

 

Dokumentation zum Satzungsstreit 
von Rüdiger Stöhr 

 
Am 4./5.02.2012 trat die XV. Bundesversammlung der SL (BV) zusammen und 

wählte in den Vorstand die Herren Dr.h.c. Posselt, Ortmann, Hörtler, 

Hörrmann. 

Als Präsident der BV  wurde Reinfried Vogler gewählt. 
 

Am 28.2.2015 forderte Dr. h.c. Posselt die SL-BV auf, einer gravierenden 

Änderung des § 3 der SL-Satzung (Vereinszweck) zuzustimmen. 
 

Am 18.3.2015 sagte der bayerische Ministerpräsident, Horst Seehofer, als 

Schirmherr der Sudetendeutschen in einem Interview in der Prager Zeitung: 

„Als wahrhaftig historisch und einen großen Schritt in die Zukunft sehe ich 

auch den Verzicht der Sudetendeutschen auf Restitution und Entschädigung." 
 

Am 6.5.2015 stellte der Notar Dr. Michael Bohrer beim Registergericht 

München den Antrag, die Änderung des § 3 vom 28.2.2015 in das 

Vereinsregister einzutragen. 
 

Am 19.5.2015 (fünf Tage vor dem Sudetendeutschen Tag in Augsburg) wurde 

vom Registergericht München dieser Antrag  zurückgewiesen. Begründung: 

„Diese Änderung bedarf der Zustimmung aller Mitglieder (§ 33 BGB)“. Die 

SL-Spitze hielt es für unnötig, ihre Mitglieder und Festbesucher davon zu 

unterrichten. 

Am 29.1.2016 erging dazu das Endurteil (Landgericht München I): „Es wird 

festgestellt, dass der Beschluss der BV des Beklagten vom 28.2.2015 über 

Zweckänderung in § 3 der Satzung des Beklagten nichtig ist." 

Am 5.2.2016 endete die Amtszeit des Bundesvorstandes und die Amtszeit des 

Präsidenten laut geltender Satzung § 17 (3): 

„Der Bundesvorsitzende, seine Stellvertreter und die weiteren Mitglieder des 

Bundesvorstandes werden für die Dauer der Amtsperiode der Bundesversammlung 

gewählt und bleiben bis zur Neuwahl im Amt.“ 

Da der Präsident der BV in dieser Aufzählung nicht erwähnt wird, ist dieses 

Amt seit 5.2.2016 vakant. 

Für den 27./28.02.2016 wurde zur Neuwahl des Bundesvorstandes und des 

Präsidenten die XVI. BV in München einberufen. 

§ 12 (6) der geltenden Satzung lautet: 

„Die erste Sitzung wird bis zur Wahl des Präsidenten von dem an Jahren 

ältesten Mitglied der BV geleitet." 

Das älteste Mitglied der BV war zu diesem Zeitpunkt Edmund Liepold. 

Er schloss am 27.2.2016 die BV mit dem Hinweis: „Ich möchte in unser aller 

Interesse dem Risiko einer nicht beschlussfähigen BV ausweichen. Wird die 

Sitzung trotzdem eröffnet und werden danach Beschlüsse gefasst oder Wahlen 

durchgeführt, dann sind diese ausnahmslos nichtig, d.h. ungültig." 
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Am 28.2.2016 wurde - trotz der satzungskonformen Schließung der BV am Vortag 

-  die Änderung des § 3 (Vereinszweck) der Satzung erneut beschlossen. 

Am 18.4.2016 wurde dieser Beschluss beim Registergericht München zur 

Eintragung in das Vereinsregister eingereicht. 

Am 01.12.2016 wird die Änderung des § 3 der geltenden Satzung (Vereinszweck) 

auf Grund der „Nichtigkeit des Bundesversammlungsbeschlusses vom 28.2.2016“ 

vom Registergericht München zurückgewiesen. 

Am 08.12.2016 behauptet Dr. h.c. Posselt dennoch im Radio Prag: „Wir von der 

Landsmannschaft haben die Satzung geändert...". 

Am 25/26.03.2017 wird erneut versucht, die konstituierende Sitzung der XVI. 

BV in Wiesbaden abzuhalten. Die Beschlüsse und Wahlen dieser BV werden nicht 

bei dem Registergericht München zur Eintragung in das Vereinsregister 

angemeldet. - 

Am 29.6.2017 wird im Endurteil des Landgerichts München I die Entscheidung 

des Registergerichts vom 1.12.2016 bestätigt: „die Beschlüsse und Wahlen vom 

27./28.02.2016 sind allesamt nichtig" und „Bernd Posselt ist nicht Sprecher 

der Sudetendeutschen Volksgruppe“. 

Am 23.8.2017 tritt der Bundesfinanzreferent Dr. Peter Küffner mit der 

Begründung zurück: „den derzeit von Dir (Posselt) durchgesetzten Kurs der SL 

vermag ich nicht mehr zu billigen … Du lässt kaum jemanden ausreden … 

unterdrückst andere Meinungen … im geschäftsführenden Vorstand finden weder 

ernsthafte Erörterungen … noch überhaupt gremiale Beratungen statt….“ 

Am 26./27.8.2017 treffen sich die Delegierten in Bad Kissingen, um zum 

dritten Male zu versuchen, die konstituierende Sitzung der XVI. BV 

abzuhalten. 

Am 07.09.2017 stellt der Notar Dr. Georg Westermeier beim Registergericht 

München den Antrag, die Beschlüsse und Wahlen der BV von Bad Kissingen in 

das Vereinsregister einzutragen. 

Am 19.10.2017 wird der Antrag des Notars Dr. Georg Westermeier vom 

07.09.2017 vom Registergericht München mit der Begründung zurückgewiesen: 

„Ferner bedarf die neu beschlossene Satzung der Zustimmung aller Mitglieder. 

Durch die neue Satzung sollen nämlich die Mehrheitserfordernisse für 

Satzungsänderungen insbesondere die der Zweckänderung nach § 33 Abs. 1 S. 2 

BGB abgeändert werden. Um dies wirksam beschließen zu können, bedarf es 

jedoch der Zustimmung aller Mitglieder. (s.MüKoBGB/Arnold BGB § 33 Rn. 23 

u.a.)" 

Am 26.10.2017 wird die Berufung des Rechtsanwalts Dr. Florian Herrmann gegen 

das Endurteil des Landgerichts München 1 vom 29.6.2017 einstimmig vom 

Oberlandgericht München zurückgewiesen. 

Am 22.11.2017 zieht der Rechtsanwalt Dr. Florian Herrmann seine Berufung 

gegen das Endurteil des Landgerichts München 1 vom 29.6.2017 zurück. 

Am 3.1.2018 wird das Endurteil des Landgerichts München 1 vom 29.6.2017 mit 

dem Stempel „rechtskräftig" versehen. 

 

Zusammenfassung: 

Da die Beschlüsse und Wahlen der letzten Bundesversammlungen vom 

Registergericht München bis heute nicht in das Vereinsregister eingetragen 

wurden, sind die Beschlüsse und Wahlen  

der BV vom 27./28.2.2016 in München,  

der BV vom 25./26.3.2017 in Wiesbaden,  

der BV vom 26./27.8.2017 in Bad Kissingen  

allesamt unwirksam. 

Aus diesem Grund hat die Sudetendeutsche Landsmannschaft seit dem 5.2.2016 

gemäß § 12 (3) nur einen kommissarischen Vorstand, bestehend aus den Herren 

Dr.h.c. Posselt, Ortmann, Hörtler und Hörrmann. 

Die Ämter des Sitzungspräsidenten und Sprechers sind nach § 12 (3) der 

geltenden Satzung seit dem 5.2.2016 vakant. 
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Jetzt auch „alternative“ Gewerkschaften 

Beim Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) gab es nach der letzten Bundestagswahl lange Gesichter, denn 

Einzelanalysen zeigten, dass sich 15 

Prozent der DGB-Mitglieder für die 

AfD entschieden hatten. Das übertraf 

den Bundesdurchschnitt von 12,6 %  

deutlich. Die DGB-Oberen mussten 

befürchten, dass sich dieser Trend auch 

bei den Betriebsratswahlen 2018 

bemerkbar machen würde. Die 

Ergebnisse liegen inzwischen vor und 

bestätigten die Befürchtungen. Eine 

Vorreiterrolle nimmt die Gruppe 

„Zentrum Automobil“ in der 

Automobil-industrie ein. Ihr 

Schwerpunkt liegt im Daimler-Werk 

Untertürkheim, wo sie im März 2018 

von 14.000 Wählern 1.800 Stimmen (=12,8 %) für sich gewinnen konnte. Umgerechnet ergab das sechs von 

47 Sitzen im Betriebsrat (sh. Abbildung!). Das ist zwar noch nicht weltenbewegend, entfachte aber bereits 

heftigen rhetorischen Schlagabtausch:  Linke Gruppen griffen zur Nazikeule oder unterstellten den „Neuen“, 

die sozialen Konflikte „ethnisieren“ zu wollen, d.h. „Bio-Deutsche“ gegen Ausländer auszu-spielen. 

Kandidaten mit Migrationshintergrund auf der Zentrumsliste wurden sogar als „Vorzeige-Türken“ oder 

„Alibi-Türken“ geschmäht. Auch Vorstandschef Zetsche äußerte sich besorgt.  

Die patriotischen Arbeitnehmervertreter hingegen werfen den etablierten Gewerkschaften Verbonzung und 

zu große Nähe zu den Altparteien vor. Ein besonderes Problem haben sie in der Globalisierung ausgemacht, 

die es den Konzernen erst ermögliche, verschiedene Standorte gegeneinander auszuspielen.  

Alter Wein in neuen Schläuchen 
Altösterreichern kommen diese Vorgänge irgendwie bekannt vor. Sie treten offenbar naturgesetzlich überall 

dort auf, wo es eine internationalisierte Arbeiterschaft gibt, und das war auch im alten Österreich der Fall. 

Auch dort besaß die Parole „Proletarier aller Länder vereinigt euch!“ ursprünglich große Anziehungskraft, 

und dem tschechischen Arbeiter machte es nichts aus, einer deutschbestimmten Gewerkschaft beizutreten. 

Im Gegenteil, das war dazu angetan, sein Prestige etwas zu heben. Als die Industrialisierung aber mehr und 

mehr in die tschechischen Gebiete vordrang, kam es zur Ausdifferenzierung nach Nationalitäten. Das Ende 

der einheitlichen Gewerkschaftsorganisation wurde 1897 besiegelt. Nach 1918 gab es dann in der CSR wie 

selbstverständlich deutsche und tschechische Versionen der jeweiligen Partei- und Gewerkschaftsgruppen 

nebeneinander.  

Im Vergleich zu den Verhältnissen im alten Österreich ist die Frontstellung  im Deutschland der Gegenwart 

aber eher harmlos. Damals ging es konkret um Lohndrückerei durch tschechische Arbeiter, aber auch um 

einen gewissen Nationalstolz. Zitiert sei eine Passage aus dem 1904 beschlossenen Programm der 

„Deutschen Arbeiterpartei Österreichs“: (Die Partei…)  „geht von der Überzeugung aus, dass der Arbeiter 

nur innerhalb der natürlichen Grenzen seines Volkstums gegenüber den übrigen Volksklassen der Kultur-

gemeinschaft zur völligen Geltung seiner Arbeit und Intelligenz emporsteigen kann. Wir verwerfen die inter-

nationale Organisation, weil sie den fortgeschrittenen Arbeiter durch den niedriger stehenden erdrückt und 

vollends in Österreich jeden wirklichen Fortschritt der deutschen Arbeiterklasse unterbinden muss.“ (F.V.) 
 

Literatur: 

Prinz, Friedrich, Geschichte Böhmens 1848-1948, 1988 

Habel, Fritz Peter, Dokumente zur Sudetenfrage, 2003 
 

Vorschlag deutscher Sprachforscher:  

Um sich über den Berliner Flughafen BER unterhalten zu können, müsse man ein Futur III einführen. 

 

 
Die Anfangserfolge der alternativen Gewerkschaften 
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Das aktivistische Memorandum von 1937 
Am 28.Januar 1937 legte Ludwig Czech, Gesundheitsminister der CSR und Vorsitzender der 

deutschen Sozialdemokraten, seinem Ministerpräsidenten, Milan Hodza, ein Memorandum vor. 

Darin  forderte er Abhilfe gegen die Benachteiligungen der Sudetendeutschen.  

Czech konnte auf das Wohlwollen der Regierung hoffen, denn nach den „Erdrutschwahlen“ des 

Jahres 1935 schien auch einigen Tschechen eine  „demokratische Gegenoffensive“ nötig. Als 

„undemokratisch“ galt dabei die SdP (Sudetendeutsche Partei), die allerdings nur das Ergebnis des 

undemokratischen Verhaltens der  „Altparteien“ war. Man denke nur an die ungerechte 

Wahlkreisgeometrie oder an Stichworte wie Reversdemokratie, Petka oder Wahlbataillone.     

Als Hodza das Memorandum am 18. Februar 1937 seinem Ministerrat vorlegte, wurde es gebilligt.  

Die Sudetendeutschen waren voll freudiger Erwartungen und übersahen bereitwillig zwei 

Merkwürdigkeiten. Hodza hatte dem Ministerrat nur vier der sieben Punkte Czechs vorgelegt, weil 

er die anderen nicht für konsensfähig hielt, und er unterließ es auch, den Regierungsbeschluss zu 

veröffentlichen. Man sprach abwiegelnd von einem gentlemen`s  agreement.  

Den Sudetendeutschen gingen die Augen erst  im Laufe des Jahres 1937 auf, als die 

Vereinbarungen weitgehend folgenlos blieben. Den Tschechen fehlten sowohl der Wille als auch 

die Möglichkeiten, das Steuer zügig herumzureißen. Jetzt rächte sich die zwanzigjährige 

Ausgrenzung der Deutschen. Im öffentlichen Dienst waren alle Stellen durch Tschechen blockiert 

und im Wirtschaftsleben waren die sudetendeutschen Strukturen wenn nicht ausgelöscht, so doch 

schwer angeschlagen, etwa durch die Nichtanerkennung der Kriegsanleihen oder die Bodenreform.  
 

Bei der Masse der Sudetendeutschen riss allmählich der Geduldsfaden. Es verbreitete sich die 

Überzeugung, dass eine Lösung nur noch „vom Reiche her“ möglich sei. Unter diesem Eindruck 

stand auch Henlein, als er im November 1937 seinen berüchtigten Brief an Hitler schrieb (von dem 

aber nicht feststeht, ob ihn Hitler jemals gelesen hat). Das Czech-Memorandum hätte die letzte Chance 

für ein gedeihliches Zusammenleben sein können. Aber die Tschechen hatten in den 

vorhergehenden Jahren den Bogen überspannt, sie hatten sich, um es salopp zu sagen, schlicht 

„verzockt“.  

Das Memorandum wurde von den Vorsitzenden aller drei aktivistischen Parteien, Dr. Czech 

(Sozialdemokraten), Spina  (Agrarier) und Zajiek (Christliche Volkspartei) unterzeichnet. Verfasser 

war aber Dr. Czech. Es ist für die Nachwelt ein guter Beleg für die Lage der Deutschen in der CSR. 

Besonders abstoßend ist, dass die Behörden selbst in der Jugendfürsorge das Tschechisierungsziel 

nicht aus den Augen verloren haben und wehrlose deutsche Kinder tschechischen Vormündern 

zuwiesen (sh. unten Punkt 3!). 

Hier nun der Wortlaut:  

„Um der Verständigung der Völker unseres Staates zu dienen und damit eine Grundlage für die 

friedliche Zusammenarbeit aller Nationen zu schaffen, überreichen die deutschen Koalitionsparteien 

folgende, aus den Lebensbedürfnissen des deutschen Volkes dieses Staates erwachsenen 

Forderungen: 

1. Arbeitsbeschaffung 

Organisierung des Investitionsdienstes unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und sozialen 

Interessen der gesamten Bevölkerung. In diesem Sinne Zuteilung der Staatsaufträge nach den 

Bedürfnissen aller Nationen des Staates unter besonderer Berücksichtigung der durch die 

Wirtschaftskrise betroffenen Gebiete. 

Gesetzliche Sicherung der Heranziehung der örtlichen Arbeiter und Angestellten zu den in ihrem 

Lokalbereich durchzuführenden öffentlichen Arbeiten. 
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2. öffentlicher Dienst 

Sicherung der Anstellungs- und Vorrückungsmöglichkeiten für die Angehörigen aller Nationen 

sowohl für den Bereich des öffentlichen Dienstes als auch der öffentlichen Betriebe. All dies nach 

Maßgabe des Anteils jeder Nation an der Gesamtbevölkerung des Staates. 

Sicherung der Bedürfnisse der nationalen Siedlungsgebiete durch Bestellung von öffentlichen 

Angestellten und Arbeitern derselben Volkszugehörigkeit. 

Beschränkung der Sprachprüfungen auf den faktischen Bedarf und dies wieder unter Bedachtnahme 

auf den durch den Prüfungswerber in Betracht kommenden Dienst. Abschaffung aller 

Prüfungswiederholungen nach erfolgter Anstellung, Einräumung von Erleichterungen bei der 

Ablegung der Prüfung, Beschaffung der notwendigen Prüfungs- und Dienstbehelfe. 

3. Jugendfürsorge 

Ausbau der Jugendfürsorge nach dem Grundsatz: Jedem Kind den Fürsorger (Vormund), die 

Pflegestelle und die Schutzkörperschaft  s e i n e r Nation. 

Gesetzliche Regelung der sozialen und gesundheitlichen Fürsorge für das Kind und die Jugend 

durch Sicherung ihrer Betreuung durch die eigene Nation. Gesetzliche und finanzielle Fundierung 

der bestehenden Fürsorgeeinrichtungen und ihrer erforderlichen Ausgestaltung. 

4. Schule und Kultur 

Gesetzliche Sicherung des Unterrichts für jedes Kind in der Sprache seiner Nation. Sicherstellung 

einer genügenden Zahl von gut ausgestatteten und leicht erreichbaren Schulen für die Kinder jeder 

Nation. 

Ausbau der Schulorganisation unter Anknüpfung an die bestehenden und unter Weitergestaltung 

derselben nach den kulturellen Notwendigkeiten jeder Nation, und zwar innerhalb der Schulbehörde 

als auch der Schulräte in allen ihren Gliederungen und Instanzen. Finanzielle Sicherung der 

bestehenden Kultur- und Volksbildungseinrichtungen, sowie ihrer den Bedürfnissen jeder Nation 

Rechnung tragenden Ausgestaltung. 

5. Sprache 

Anpassung des Sprachgebrauchs nach den für den Verkehr mit den Gerichten, Behörden, Ämtern 

und öffentlichen Betrieben bestehenden Notwendigkeiten und Interessen der Bevölkerung. 

Regelung des Sprachgebrauchs der öffentlich-rechtlichen Korporationen nach ähnlichen 

Gesichtspunkten. Dementsprechende Ergänzung der sprachrechtlichen Normen unter gleichzeitiger 

Nutzbarmachung aller in den bestehenden Gesetzen vorgesehenen Erleichterungsmöglichkeiten. 

Beseitigung des Artikels 52 der Durchführungsverordnung zum Sprachengesetz (der den direkten 

Verkehr der Zentralstellen mit den Parteien in deren Sprache erschwerte). Gleichzeitige 

Sicherstellung des direkten Verkehrs der Zentralstellen mit den Unterstellen und Parteien (bei 

Intimaten etc.). 

Ausstattung aller Zentralstellen mit den entsprechenden Dolmetschämtern zur Ermöglichung aller 

im Vorstehenden bezeichneten Vorkehrungen. 

6. Parlament 

Ermöglichung der Ausübung der parlamentarischen Funktionen, wie etwa des Berichterstatters, 

durch die Angehörigen aller Nationen des Staates. Schaffung der notwendigen 

Spracherleichterungen. 

Ausdehnung der vom Parlament beigestellten Übersetzungen auf alle parlamentarischen Materialien 

und insbesondere auch auf den Motivenbericht der Regierungsvorlagen. 

7. Parlamentarische Beschwerdekommission 

Errichtung einer parlamentarischen Beschwerdekommission zur Entgegennahme aller sich aus der 

Nichteinhaltung der vorstehend beantragten Normen ergebenden Beschwerden.“ 

 

Dr. Czech m. p.   Dr. Spina  m. p.   Zajiek m. p. 

 
Fundstelle für das Memorandum:  J. W. Brügel: Ludwig Czech, Arbeiterführer und Staatsmann. Wien 1960, S. 191 ff. 
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Katyn wurde vor 75 Jahren aufgedeckt  
Am 11. April 1943 trat das Deutsche Reich  mit seinen Erkenntnissen über Katyn an die Öffentlichkeit. Katyn 
ist ein Dorf  20 Kilometer westlich von Smolensk, wo die Sowjets drei Jahre vorher 4.400 polnische Offiziere 
getötet und verscharrt hatten. An anderen Orten wurden weitere rund 20.000 Polen, meist Personen mit 
höheren Qualifikationen liquidiert. Das Deutsche Reich hatte vor der Bekanntgabe dieser Funde eine 
internationale Expertenkommission, der auch Vertrauensleute der polnischen Exilregierung angehörten, 
nach Katyn geschickt. Ihr Auftrag war, den Todeszeitpunkt der Opfer zu bestimmen. Man kam auf die 
Monate April/ Mai 1940, also auf eine Zeit vor dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion (21.6.1941). 
 

Dennoch behaupteten die Alliierten, die Morde seien von den Deutschen verübt worden. Das jedoch 
bestritten nicht nur diese, sondern auch die Exil-Polen, an deren Spitze Wladislaw Sikorski stand.  Sein 
Widerstand erledigte sich allerdings schon am 6. Juli 1943, als er an Bord einer britischen Maschine vor 
Gibraltar  ins Meer stürzte. Der tschechische Pilot überlebte, was Anlass zu unschönen Vermutungen gibt.  
Dies umso mehr, als die Briten schon sehr früh die volle Wahrheit über Katyn kannten. Den diesbezüglichen 
britischen Untersuchungsbericht sandte Churchill schon  am 13. August 1943 an Roosevelt. Dr. Schickel, 
unser sudetendeutscher Landsmann, hat ihn in den Siegerarchiven eingesehen (Sud.Ztg.13.3.1992).  
 

Die Sowjets waren 1946 sogar so kühn, den Massenmord von Katyn zu einem Anklagepunkt beim 
Nürnberger Prozess zu machen. Wegen seiner Brisanz wurde er aber stillschweigend  fallen gelassen. 
Dennoch arbeitete die Propaganda weiter. Im Jahre 1947 fand in Leningrad  ein Prozess gegen neun 
deutsche Wehrmachtsoffiziere statt, über den die Norddeutsche Zeitung am 4.1.1947 groß berichtete. 
Unter der Überschrift „So war Katyn“ wurde auch das „Geständnis“ zweier Angeklagter an den Morden in 

Katyn beteiligt gewesen zu sein.  Sechs der Offiziere wurden 
gehängt. Im Urteil kam Katyn allerdings gar nicht vor, sondern nur 
andere Vorfälle. Den Anklägern kam es offenbar nur auf die 
Schlagzeile vom Katyn-Geständnis im Vorbericht an. 
Im Sudetenland wurde die Katynlüge auch zur Begründung der 
Vertreibung missbraucht. Es kam ein Propagandafilm über Katyn 
in die Kinos, den aus jeder Familie eine Person anschauen musste. 
.  
Die Katynlüge wurde letztlich nur dank der Hartnäckigkeit der 
Polen aufgedeckt. Gorbatschov gab die sowjetische Schuld zu, 
Jelzin händigte den Polen die sein Volk belastenden Dokumente 
aus. Die in Katyn eingesetzten Sowjetsoldaten blieben 

unbehelligt. Einer davon berichtete vor der Kamera, wie er mehrere Wochen lang jede Nacht in einem 
Keller die einzeln hereingeführten Todeskandidaten durch Genickschuss erledigte. Dabei betonte er, dass 
es gar nicht so leicht sei, eine so große Zahl von Menschen in den Tod zu schicken, nicht nur mental, 
sondern auch rein physisch.  
Schlecht ging es den Teilnehmern an der internationalen Expertenkommission, die 1943 die Exhumierung 
überwachte. Schon am 19.Februar 1945, gleich nach Besetzung Bulgariens durch die Sowjetarmee,  standen 
mehrere Gerichtsmediziner und Journalisten in Sofia vor einem Volksgerichtshof. Sie konnten ihren Kopf 
nur retten, wenn sie ihr einstiges Gutachten als von den Nazis erzwungen widerriefen. Besser hatten es die 
„im Westen“ Lebenden oder die, die sich dorthin retten konnten. Standhaft blieb der serbische 
Veterinärmediziner Dr.  Ljudevit Jurak. Er weigerte sich zu widerrufen und wurde erschossen.  
 

 
 

Für Deine Spende hier noch die Bankverbindung: 

Witikobund e.V., HypoVereinsbank München:  

IBAN: DE31700202706880157106; BIC: HYVEDEMMXXX); 

 
Katyn 1943 
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Die Welt verstehen 
 

1. Die Euro-Rettung kostet jährlich  rd. 1 Billion €, über deren Verwendung überwiegend der EZB (Draghi) wacht 

(Peter Boehringer, AfD, Vors. des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, JF, 2.2.2018, S.5)! 

2. Im Verfahren um das NPD-Verbot stellte das BVG fest, dass die oberste Richtschnur unserer Verfassung die 

Menschenwürde und nicht die Nation sei. Das Bekenntnis zur Nation wurde aber (noch?) nicht ausdrücklich 

untersagt (BverfG, 17.01.17-2 BvB 1/13). 

3. Deutschland ist mit fast 30 % oder 94 Mrd. € wichtigster Handelspartner der Tschechischen Republik.  

4. In Deutschland verfügen 27 % der Bürger (=22 Mio.) über keinerlei  Ersparnisse. Das bedeutet entweder 

„reiches Land und arme Bürger“ oder „ungleiche Verteilung des Geldes“ (FAZ, 9.2.2018). 

5. Lt. Thomas G. Masaryk bestand 1881 das Personal der russischen Zivilverwaltung zu 32 % aus Deutschen; im 

Militärwesen waren es 42 % und im Post- und Nachrichtenwesen 62 % (FAZ, 13.2.18, S. 1 f.).   

6. In Duisburg gehören rd. 2.800 Personen nahöstlichen Familienclans an. Dagegen wird jetzt (wie in Berlin-

Neukölln) eine (teure) Sonderstaatsanwaltschaft eingerichtet. Die Clans werden verdächtigt, u.a. von Sozialbetrug, 

Drogen- und Menschenhandel  und  Eigentumsdelikten  zu leben (FAZ, 13.2.18, S. 1  f.).  

7. Jürgen Trittin strich als Mitglied des deutschen Bundestages das Wort „deutsch“ aus seinem Briefkopf und 

begnügte sich damit, nur Mitglied „des Bundestages“ zu sein (PAZ  16.2.18, S. 12).   

8. Die Statistik sagt, dass der schulische und berufliche Erfolg eines Menschen nicht nur von der Stellung der 

Eltern, sondern auch von der der Großeltern abhängt. 

9. Rd. 74.000 oder 10 % der Studenten In NRW sind Langzeitstudenten mit mehr als 20 Semestern. Sie genießen 

zahlreiche Vergünstigungen (Mensaessen, Fahrpreise, Krankenversicherung). Diese Angaben machte das 

Wissenschaftsministerium von NRW nach einer Anfrage eines AfD-Abgeordneten. 

10. In Hessen wuchs die Zahl der Privatschulen von 2005 bis 2018 um 74 auf jetzt 237, Das schmeckt nach 

Spaltung der Gesellschaft, ist aber die Antwort der Eltern auf den Multikulturalismus der staatlichen Schulen   

(FAZ, 9.3.18, S.45).  

11. Die „Deutsche Umwelthilfe“ ist führend im Kampf gegen Dieselabgase, weil sie als anerkannter 

Umweltverband Klagerecht hat. Bundesweit gehören ihr aber nur 270 Mitglieder an (PAZ, 9.3.18).   

12. Zu den Verlierern der Energiewende gehört die Vogel-Fauna. Windräder und Mais-Monokulturen 

beeinträchtigen auch bei ihr die Artenvielfalt massiv (FAZ, 23.3.18, S. 14). 

13. Während des Protektorats beantragten 350.000 Tschechen (=jeder 18.) die deutsche Staatsbürgerschaft (Dr. A. 
Zerlik, Der Egerländer, 1971/3, S.54). 

14. Das Drehen des Windes:  In Polen wurden auf Grund des am 27.Oktober 2017 verabschiedeten 

„Dekommunisierungsgesetzes“ alle die Sowjets verherrlichenden Denkmäler beseitigt (PAZ, 15/2018, S.2). 

15. Alice Schwarzer fiel bei der ARD in Ungnade und wurde aus dem Programm genommen, weil sie in ihrer 

Zeitschrift „Emma“ ungeschminkt über den schwierigen Alltag einer Lehrerin im Umgang mit muslimischen 

Schülern berichtete (PAZ, 13.4.18, S. 24). 

16. US-Präsident Roosevelt lud nach der Olympiade 1936 nur die weißen Olympioniken ins Weiße Haus ein. Das war 

Rassismus pur, durch den sich auch Jesse Owens, der überragende Leichtathlet von Berlin, gekränkt fühlte. Dass auch 

Hitler ihm nicht gratuliert hat, lag am IOC, das die anfangs geduldeten Gratulationen später untersagte (Wikipedia).  

17. Das Bezirksgericht Pressburg bestätigte, dass sich der amtierende tschechische Premier, Andrej Babis, vor 

1989 als Agent des kommunistischen Staatssicherheitsdienstes betätigt hat. (Sudetenpost, 4/2018, S. 1).  

18. Die blutigsten Stalinistischen Volksgerichtsprozesse fanden in der CSSR statt. Jetzt wurden in einem 

abbruchreifen Fabrikgebäude bei Prag die Originalfilme vom Slansky-Prozess aus dem Jahre 1952 gefunden.  

Sie zeigen insgesamt 20 Stunden des Geschehens im Gerichtssaal (Radio Prag, 23.3.2018). 

19. Die Zahl der Verbrechen in Deutschland ist im abgelaufenen Jahr laut Statistik um rd. 10 Prozent gesunken. 

Im Dunkel blieb, ob das an der Duldung von No-Go-Zonen und an der Ausdünnung der Polizei  liegt. Denn wo 

sich die Polizei nicht mehr hineinwagt, kann auch kein Verbrechen festgestellt werden.  
20. Aus Kroatien wanderten alleine im letzten Jahr 80.000 überwiegend junge Menschen nach Westeuropa aus. Sie 

hoffen auf ein „besseres Leben“, hinterlassen aber unterfinanzierte Sozialsysteme (SLÖ-Pressedienst, 24.4.18). 

 
 
 

Der größte Schmerz im Menschenleben ist, über vieles Einsicht zu haben, aber über nichts Gewalt. 
Herodot (490-420 v.Chr 
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Wie die SL-Spitze immer weiter in die Versöhnungsfalle tappt 
  

In Ihrer Weihnachtsausgabe 2008 hatte die “Sudetendeutschen Zeitung” noch in einem 
vierspaltigen  Artikel über die Vorstellung des Buches “Das tschechisch-deutsche Drama” 
von Gerd Schultze-Ronhof mit Text und Bild auf ihrer Seite 3 berichtet. Im Münchner 
Presseclub stellte der Autor am 12. Dezember 2008 sein damaliges neuestes Werk vor 
und diskutierte dazu mit dem Vorstandsvorsitzenden der Sudetendeutschen Stiftung und 
Altsprecher der Sudetendeutschen Landsmannschaft, Johann Böhm. Heute erscheint es 
undenkbar, dass das Sudetendeutsche Haus seine Räume für derartige Veranstaltungen 
zur Verfügung stellt. Und wie weit der politische Arm von Bernd Posselt wohl noch zu 
reichen scheint, das zeigte sich nicht einmal ein Jahrzehnt später.  
  

Im Dezember 2017 wollte die von einem Sudetendeutschen aus den USA  gegründete 
Hausner-Stiftung  den Erfolgsautor, Generalmajor a. D. Schultze-Ronhof , für sein 
Engagement  für die berechtigten Anliegen der Sudetendeutschen auszeichnen. Sie wich  
in das “Haus des Deutschen Ostens” in München aus und erfuhr kurzfristig, dass ihr der 
angemietete Saal verweigert würde. Dieser Vorgang zeugte erneut vom Zeitgeist, dem die 
politischen Verantwortungsträger der Landsmannschaft heute huldigen. 
  

Es mutet schon sehr seltsam an und zeugt auch von enormen Verflechtungen und 
politischen Abhängigkeiten der gegenwärtigen SL-Führung von der aktuellen Politik. Die in 
vorauseilendem politischer Korrektheit handelnden Akteure der Landsmannschaft wollen 
alles vermeiden, was auch nur einen Tropfen Wasser in den Wein der aus ihrer Sicht 
guten Beziehungen zwischen Prag und München und Berlin schütten könnte. 
  

Die Sudetendeutschen sind der 4. Stamm Bayerns, so verkündete es der Bayrische 
Ministerpräsident Hans Ehard auf dem Sudetendeutschen Tag 1954. Das ist er formal 
auch heute noch, nur stören dürfen die Sudetendeutschen mit ihren berechtigten 
Forderungen das tschechisch-deutsche Verhältnis auch in Bayern heute nicht mehr. Dafür 
müssen sie eben Opfer bringen. 
  

Die Verbandsspitze wird mit jährlichen Zuwendungen im sechsstelligen Bereich dazu auf 
Linie gebracht. Damit kann sie weiter gegen rebellierende Gruppen und Einzelmitglieder 
vorgehen, die diesen Weg des Verzichts auf berechtigte Forderungen nicht mitgehen 
wollen.  Mit Propaganda unternimmt die Geschäftsstelle unter Christoph Lippert alles,  um 
die Basis in die Irre zu führen. Erfolgreich wird diese Politik des Verschweigens und 
Anbiederns an Tschechien allerdings auf Dauer nicht sein, daran ändert auch nichts, dass 
mantrahaft und schon fast wider besseren Wissens der Wunsch nach bedingungsloser 
Versöhnung vom Bundesvorsitzenden der Sudetendeutschen, Bernd Posselt, propagiert 
wird. 
  

Das meint Claus Hörrmann von den 

Sudetendeutschen in Sachsen e.V.” 
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Gespräch des „Witikobriefes“  mit Johann Slezak, dem Vorsitzenden des  

SL-Bezirks  Oberbayern 

 
WB: Herr Slezak, am 21. 4.2018 haben Sie auf der Landesdelegiertenversammlung der SL-Bayern in 

Memmingen überraschend gegen den amtierenden Landesvorsitzenden Steffen Hörtler kandidiert. Was hat 

Sie dazu veranlasst? 

Slezak: Ich wollte einfach wissen, wie stark der Einfluss der Politik und der Erbengeneration in der 

Landsmannschaft ist. 

WB: Aber Sie mussten doch wissen, dass Sie als Achtzigjähriger, gegen den smarten 

Mitvierziger, Leiter des Heiligenhofs, CSU-Fraktionsvorsitzenden von Bad Kissingen 

und treuen Verfechter der posseltschen Verzichtspolitik  nur geringe Chancen haben. 

Slezak: Das war mir von vornherein klar, aber die Landsleute sollten sehen, dass nicht 

nur die SL-Bundesspitze, sondern auch ihre Delegierten aus der „Erbengeneration“ ihre 

legitimen Forderungen nach Aufhebung der Dekrete, des Straffreistellungsgesetzes und 

nach Restitution längst aufgegeben haben. 

WB: Was verstehen Sie unter „Erbengeneration“. 

Slezak: Wir Sudetendeutsche unterteilen uns mittlerweile in zwei Generationen, die eine ist die „Erlebnis-. 

Erleidens- und Aufbaugeneration“, die andere die „Ergebnis- und Erbengeneration“. 

Erstere musste das ganze Elend der Vertreibung und den schwierigen Neuanfang durchleiden.  Sie war 

beteiligt am Aufbau Bayerns, das Seehofer vor kurzem als paradiesgleich rühmte. Sie wartet aber bislang 

vergeblich auf eine Rehabilitation. Seit Seehofer fehlt sogar die Unterstützung des Schirmlandes.  

Die Ergebnis- und Erbengeneration“ hingegen profitiert von der Aufbauleistung der Erlebnisgeneration und 

ist auf ihre Eltern und Großeltern auch stolz. Andererseits will sie mit der Aufarbeitung der Vertreibung und 

den rechtlichen Konsequenzen daraus nichts zu tun haben. Im Grunde sind sie nicht unfroh, dass ihre 

Vorfahren aus der Heimat vertrieben wurden. 

WB: Herr Slezak, das ist aber eine gefährliche Behauptung. 

Slezak: Gar nicht, denn wie es uns ergangen wäre, zeigt das Schicksal der „heimatverbliebenen“ 

Sudetendeutschen, die heute noch unter Diskriminierungen leiden. Posselt wäre dann nie ins 

Europaparlament gekommen und Hörtler hätte es höchstens bis zum Hausmeister in einer CZ- Schule 

geschafft. Stattdessen konnten sie (ausgenommen die in die DDR Vertriebenen) in Freiheit aufwachsen und 

von der Leistung ihrer Vorfahren profitieren. Sie sind vielfach Erbe eines Vermögens, das den Wert des 

geraubten Erbes in der Heimat übersteigt, auf das sie nun leicht verzichten können. 

WB: Folgt man Ihrer These, müssen sie Benesch für die Vertreibung sogar dankbar sein 

Slezak: Ja, scheinbar, aber nicht nur sie, sondern auch ganz Bayern, das ohne die äußerst fleißigen 

Sudetendeutschen den Strukturwandel vom Agrar-  zum Industriestaat nie so schnell geschafft hätte. Nicht 

umsonst wurden sie dafür zum „Vierten Stamm in Bayern“ ernannt.  

WB: Dann ist Benes ja geradezu ein Wohltäter und wäre sogar denkmalwürdig. 

Slezak: Ja, es scheint so, denn wer heute, wie ich in Memmingen, die Benes-Völkermorddekrete und das 

Straffreistellungsgesetz anspricht, muss mit fast schon gehässigen Zwischenrufen rechnen. 

WB: Seit wann ist das so. 

Slezak: Bis nach der Jahrtausendwende hatte die Erlebnis- und Aufbaugeneration“ in den SL-Gremien noch 

das Übergewicht. Unter einem Neubauer, Schnürch, Böhm, Mirtes, Singbartel, Böse, Herget und vielen 

anderen wäre der Verzichtskurs der SL nicht möglich gewesen, zumal es da noch einen Ministerpräsidenten 

Stoiber gegeben hat, der sogar das NEIN der CSU-Europaabgeordneten zur Aufnahme der CZ in die EU, 

eben wegen des fortbestehenden Unrechts,  durchgesetzt hat. Damals lautete das für den Sudetendeutschen 

Tag 2006 von Posselt gewählte Motto noch: „Vertreibung ist Völkermord - dem Recht auf die Heimat gehört 

die Zukunft“. Zu diesem Motto steht er zwar heute noch, bezieht es aber nicht mehr auf unsere Volksgruppe.  

WB: Also änderte sich das mit dem neuen Ministerpräsidenten Seehofer. 

Slezak: Genauso ist es. Ministerpräsident Seehofer benötigte unbedingt „außenpolitische Erfolge“, die er 

aber mit dem Nachbarn CZ nur erzielen konnte, wenn die „Sudetenfrage“, besonders die des geraubten 

Eigentums, erledigt war. Dazu brauchte er aber die Führer unserer Volksgruppe, die diese 180 Grad-

Wendung mitvollzogen, und das taten die Posselts,  Hörtlers und wie sie alle heißen nur zu gern.. 

WB: Hat das niemand durchschaut und verhindern können. 

 

 
Hans Slezak 
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Slezak: Nein, denn mittlerweile war in den Gremien der Wechsel zur Ergebnis- oder Erbengeneration in 

vollem Gange, der die Heilung der verletzten Rechte und die Würde ihrer Vorfahren,  ja sogar die eigene 

Würde gleichgültig zu sein scheint, die nur noch als gute Nachbarn auf ein Pilsner Bier in die Bayerische 

Vertretung nach Prag eingeladen werden wollen. 

WB: War das Ganze aber nicht illegal und widersprach dem Satzungszweck der Sudetendeutschen 

Landsmannschaft. 

Slezak: Das war es und das war der Führung der SL auch bewusst, deshalb sollte 2015 in einer Nacht- und 

Nebelaktion die Satzung der SL geändert und ohne Diskussion auf den vorgeschalteten Ebenen ein neues 

Grundsatzprogramm beschlossen werden. 

WB: Hat niemand dagegen Einspruch erhoben? 

Slezak: Ja, wir, vor dem Registergericht, denn laut BGB ist zur Zweckänderung die Zustimmung aller 

Mitglieder erforderlich, was etwas mit dem Minderheitenschutz in einem Verein zu tun hat.  

WB: Und wie entschied das Registergericht? 

Slezak: Es entschied mehrmals, die von der Bundesversammlung beschlossene Satzungsänderung nicht 

einzutragen. Wörtlich heißt es im Bescheid des Registergerichts vom 19.10.2017. (Liest vor): AZ: VR 5524 

(Fall 11) Ziffer 4, „Ferner bedarf die neu beschlossene Satzung der Zustimmung aller Mitglieder. Durch die 

neue Satzung sollen nämlich die Mehrheitserfordernisse für Satzungsänderungen, insbesondere die der 

Zweckänderung nach § 33 Abs. 1S.2 BGB abgeändert werden. Um dies wirksam beschließen zu können, 

bedarf es jedoch der Zustimmung aller Mitglieder“ (s. MüKoBGB/Arnold BGB §33 Rn. 23 u.a.). 

WB: Das ist eindeutig und damit ist die „alte Satzung“ der Landsmannschaft, auf die die Mitglieder der 

Bundesversammlung auch angelobt wurden, immer noch in Kraft.  

Slezak: So ist es. Der Vorstand der SL verstößt fortlaufend gegen die eigene Satzung, was eigentlich als 

vereinsschädigend geahndet werden müsste. Auch das 2015 verabschiedete Grundsatzprogramm verstößt in 

Wirklichkeit gegen die immer noch gültige Satzung und gehört in den Papierkorb. Obendrein ist die geplante 

Zweckänderung politisch höchst ungeschickt, denn andere Vertreiberstaaten haben bereits ihre 

Restitutionsgesetze für Deutsche geöffnet, so dass die  CR eigentlich unter Zugzwang steht. Doch offenbar 

will die SL die Tschechen von diesem Druck befreien. Wir vertrauen aber darauf, dass das Recht die Waffe 

des kleinen Mannes ist und der Mehrheit der SL-Mitglieder letztendlich hilft.  

WB: Aber die Mehrheit der SL-Delegierten hat ihnen in Memmingen doch gerade eine Niederlage bereitet. 

Slezak: Sie sagen ganz richtig „SL-Delegierte“ und nicht „SL-Mitglieder“, denn letztere sind in der Regel 

über 75 Jahre alt und haben meist resigniert, weil sie weder von der Landsmannschaft, noch von der Politik 

etwas Positives erwarten. Sie sind froh, wenn sich jemand findet, der bereit ist zu kandidieren, egal wie seine 

Einstellung ist. 

WB: Bedeutet das, dass viele der Delegierten basisfern sind und die Meinung der Mitglieder nicht mehr 

vertreten? 

Slezak: Genau das ist der Fall. Es hat sich schon bei der Bundestagswahl gezeigt und wird sich bei der 

Landtagswahl wieder zeigen, dass sich viele Sudetendeutsche eine Alternativen zur CSU suchen, weil deren 

einstiger Schirmherr Seehofer den Schirm über sie zugeklappt hat. 

WB: Sie glauben also an eine Wählerwanderung dieses treuen CSU-Wählerpotentials. 

Slezak: Ja, es sei denn, Ministerpräsident Söder lässt sich von der SL-Spitze nicht beeinflussen und setzt die 

Signale der Politik wieder auf grün, also auf Vorfahrt für das Recht. 

WB: Kommen wir zur Wahl des Landesvorstandes zurück. Sie müssen doch zugeben, dass Sie eindeutig 

verloren haben.  

Slezak: Jein, ich habe ganz bewusst verloren, um Klarheit auch im Landesverband Bayern zu schaffen,  und 

das ist mir gelungen. 

WB: Bedeutet es, dass nun niemand mehr die Interessen der Erlebnisgeneration vertritt und die Forderung  

nach Aufhebung des Straffreistellungsgesetzes, der Vertreibungsdekrete und nach einer Regelung der 

Eigentumsfrage verstummt? 

Slezak: Gott sei Dank nicht, denn da gibt es noch den Witikobund, die STES (Studiengruppe Erbland 

Sudetenland) und andere Verbände, die sich nicht mit unverbindlichen Politikerfestreden zufriedengeben, 

sondern in einem tschechischen Staatsakt die Ex-Tunc-Aufhebung der verbrecherischen Gesetze und Dekrete 

verlangen. Diese haben nichts in der Rechts- und Wertegemeinschaft Europas, und erst recht nichts im 

Freistaat Bayern, dem Schirmland der Sudetendeutschen, zu suchen. Das wäre ein klares Signal an alle 

potentiellen Vertreiber. 
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WB: Was ist ihre Botschaft an das Tschechische Volk? 

Slezak: Macht Euch endlich frei, von den verbrecherischen Gesetzen und Dekreten damit auch Euer Staat 

auf dem Fundament der Völker- und Menschenrechte ruht - dann können wir  die gemeinsame Zukunft 

aufbauen. 

WB: Herr Slezak, wir danken Ihnen für dieses klärende Gespräch. 

 

Jetzt reicht‘s, Herr Seehofer, 
„Wir haben aus einem kalten Verhältnis zu Tschechien für „alle Zukunft“ eine Ära 

der gegenseitigen Wertschätzung und Freundschaft gemacht“.  

Horst Seehofer, zur angeblichen Neuausrichtung seiner Politik zum Nachbarn Tschechien. 

 Nein, Herr Seehofer, Sie haben, hoffentlich nicht für „alle Zukunft“, das Vertrauen der 
Sudetendeutschen zur Politik der CSU, zerstört. Dem Ministerpräsidenten, der eigentlich 
Schirmherr der Sudetendeutschen sein sollte, sind die immer noch geltenden Völkermord-
gesetze, Vertreibungsdekrete und der ungeheure Landraub an den Sudetendeutschen, 
gleichgültig. Eine „neue Ära“ der Freundschaft zwischen Bayern und der CZ ist also 
angebrochen. Der von Ihnen ausgerufenen „neuen Ära“  ist die zerstörte Würde der 
Vertriebenen und deren  Wiederherstellung, die für Sie als Politiker gem. Artikel 1 des 
Grundgesetzes oberste Priorität haben müsste, gleichgültig.  
Diese „neue Ära“, deren Fundament auf der Duldung von Vertreibung, Völkermord und 
Landraub basiert, ist eine Schande für die Bayerische Politik. Es ist der eklatanteste 
Vertrauensbruch eines Politikers, der eigentlich Schirmherr sein müsste, gegenüber den 
zu Beschirmenden. Die CSU konnte ihre Wahlsiege auch auf die Vertriebenen zurück-
führen, die immer darauf vertrauen durften, dass die Staatsregierung und besonders die 
Schirmherrn nicht nachlassen würden, die Wiederherstellung der verletzten Rechte des 
„Vierten Stammes“ einzufordern. Darauf konnten wir uns bei allen Ministerpräsidenten 
verlassen. Trotzdem liefen die wirtschaftlichen Beziehungen mit der CZ gut.  
Die Sudetendeutschen pflegten Kontakte in ihre Heimat und bauten dort ihre zumeist 
verwüsteten Kirchen, soweit noch möglich, wieder auf. Unstrittig und Konsens war, dass 
es erst zu einer, „neuen Ära“ kommen würde, wenn sich die Tschechische Regierung 
von den völkerrechtswidrigen, verbrecherischen Gesetze und Dekrete trennt, denn nur 
dann kann diese Ära auch zukunftsfähig sein.  
Ihnen, dem wenig erfolgreichen Ministerpräsidenten, war der Weg des Völkerrechts, den 
Sie als Schirmherr hätten gehen müssen, viel zu mühsam, deshalb suchten Sie mit Hilfe 
von abhängigen Funktionären eine Abkürzung unter Umgehung dieses Rechtes.  
  
Die Konsequenz daraus, die letztlich Ihren erzwungenen Amtsverzicht mit sich brachte, 
mussten Sie bei der Bundestagswahl 2017 schmerzlich spüren, denn: 
  
  

Wo Unrecht zu Recht wird – wird Widerstand zur Pflicht. (Luther, Brecht) 
  

Mit freundlichen Grüßen Johann Slezak  
vom Volksstamm der Sudeten-Bayern.  

 

Die Aushöhlung der Verfassung gehört zu den Königsdisziplinen der Politik (Unbekannter Autor) 
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Der sudetendeutsxhe Nobelpreisträger Prof. Grünberg ist verstorben 
Der Nobelpreisträger in Physik, Prof. Grünberg, verstarb am 7. April dieses Jahres im Alter von 78 

Jahren. Geboren wurde er am 18.Mai 1939 in Pilsen. Seine Eltern waren Anna Petermann, eine 

Tischlerstochter  aus dem Kreis Mies (westlich von Pilsen) und der Skoda-

Ingenieur  Feodor Grünberg. Dieser war einer der rund 40.000 Exilrussen, die 

nach dem Sieg des Bolschewismus in die CSR kamen. Sie fanden dort eine gute 

„Willkommenskultur“ vor, die ihnen sogar eine  russische Universität bot. 1941 

erwarb  Grünberg sen. die Mitgliedschaft der NSDAP. Wie fast alle Skoda-

Ingenieure wurde er 1945 durch die Tschechen verhaftet und starb am 

27.November 1945 hinter den Kerkermauern des Pilsner Zuchthauses Bory.  

Seine Witwe nahm mit Sohn und Tochter Zuflucht bei den Großeltern im Kreis 

Mies. 1946 wurden sie in den Raum Lauterbach am Fuße des Vogelsbergs 

vertrieben. Der Knabe besuchte das Gymnasium in Lauterbach und studierte in 

Frankfurt und Darmstadt  Physik. Er forschte in Jülich über das magnetische Verhalten dünner 

Metallschichten. Seine Entdeckungen ermöglichten eine erhebliche Miniaturisierung im 

Computerwesen und waren nobelpreiswürdig. Man kann mit Fug und Recht sagen, dass heute in 

jedem Computer „ein Stück Grünberg steckt“.  

Prof. Grünberg wurde vielfach geehrt, auch von den Sudetendeutschen mit der  Ritter von Gerstner-

Medaille. Dreist war die Einladung seiner Geburtsstadt Pilsen. Dort dachte man an die Verleihung 

der Ehrenbürgerschaft  und an die Benennung einer Straße nach ihm. Davon ließ man aber ab, als 

das Schicksal des Vaters bekannt wurde. „Lidove novini“  fragte zu Recht nach dem Beitrag   

Pilsens zum Bildungsgang des Wissenschaftlers. Dieser sei rein negativ gewesen, denn als 

Deutscher durfte Grünberg 1945 

nicht eingeschult werden, sondern 

kam erst in Nordhessen mit einem 

Jahr Verspätung in die Schule.  

Als Prof. Grünberg der Einladung 

nach Pilsen folgte und sich dort 

zwei Tage lang herumreichen ließ, 

fanden das viele Landsleute geschmacklos. Ob er das Elternhaus seiner Mutter oder das (Massen-) 
Grab seines Vaters (sh.dessen Bronzetafel im Bild!) aufgesucht hat, ist nicht bekannt. Die Tschechen 

blieben sich jedoch wieder einmal treu. So schrieb ein tschechischer Internetbenutzer ganz treffend, 

dass seine Landsleute mit Vorliebe die deutsch-böhmischen Kulturleistungen als die ihren 

vereinnahmten, dabei aber nicht vergäßen, deren Schöpfer gnadenlos zu „bespucken“  

(www.aktualne.cz). In Pilsen lässt sich diese Aussage auch mit den Beispielen des Pilsner Bieres  

und der Skodawerke belegen.   

 

 

Gedicht 

Egerland - Böhmen  

Verpfändet, verloren, verwechselt, entrechtet, gedemütigt, erschossen, erschlagen, erhängt, ertränkt, 

verhungert, verdurstet, verfolgt, bedroht, vergewaltigt, vertrieben, verjagt, enteignet, verhaftet, 

verschwunden, gefoltert, ermordet, verbannt, traumatisiert,  

vertuscht, belogen, betrogen, verraten, verschwiegen, verheimlicht, ignoriert, vergessen, provoziert. 

 

 

 
Prof. Peter Grünberg 

 
Bronzetafel am Massengrab in Pilsen mit dem Namen des Vaters 

http://www.aktualne.cz/
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